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Deutſchland. 

Berlin, 22. Januar. Das wichtigſte Ereigniß des Tages 
iſt der partielle Verfaſſungs⸗ und Miniſterwechſel in Frankreich, der 
für uns die doppelte Bedeutung einer inneren und äußeren Ange 
legenheit hat. Selbſtredend iſt für uns die letztere Beziehung von 
überwlegendem Interefje und gereicht es uns um fo mehr zur Be⸗ 
friedigung, daß wir die ſtattgehabte Veränderung an unſerem Theile 
als ein entſchiedenes Symptom dauernder freundſchaftlicher Bezie⸗ 
bungen zwiſchen Frankreich und Deutſchland betrachten und bezeich- 
nen dürfen. Es war ein offenkundiges Geheimniß, daß alle dem 
Kaiſertbum ſowie den freundſchaftlichen Beziehungen zu Preußen 
und Deutſchland feindlichen Paretien in Frankreich ſich die erwar⸗ 
teten Adrefi- Debatten als ein Rendezvous eines kombinirten An- 
griffes gegen die auswärtige Politik des Kaiſerlichen Kabinets aus- 
erſehen batten und es darf deshalb als ein ſehr geſchickter Schach- 
zug bezeichnet werden, daß man ihnen das Konzept ſo kurz vor 
der Aue führung verdorben und ſich gleichzeitig durch die Einfüh- 
rung des Interpellattonsrechtes die Gelegenheit geſchaffen hat, deſſen 
ungeachtet ſeinerſelts Rechenſchaft über feine Leiftungen und Ten- 
denzen auf dem Gebiete der auswärtigen Politik geben zu können. 
Was die eingetretenen Perſonal-Veränderungen betrifft, jo iſt auch 
der Umſtand, daß in denjenigen Reſſorts, welche die ſauswärtige 
Politik berühren, eben keine Veränderung eingetreten, der ſicherſte 
Beweis, daß das Kaiſerliche Kabinet feinerjeits eine Veränderung 
ſeiner bisherigen Politik nicht in Ausſicht hat. Ob die ſonſtigen 
verfaſſungemäßigen Veränderungen von den parlamentariſchen Par- 
teien in Frankreich als eine befriedigende Krönung des Gebäudes 
betrachtet werden, glauben wir billig unbeantwortet laſſen zu 
dürfen. (3. C.) 

— Dieſer Tage wurde, nach der „Bairifchen Zeitung“, der 


Herzog von Würtemberg, welcher bei Regensburg größere Jagd⸗ 


bezirte bat, von Wilddieben geſchoſſen und iſt einer bedeutenden 
Verwundung nur durch Dichtheit der Kleidung entgangen. Die 
Schroote konnten leicht ausgeſchnitten werden und befindet ſich der 
Herzog gänzlich außer Gefahr. 

Berlin, 22. Januar. (Abgeordnetenhaus) 56. Sitzung. 
(Schluß.) Der dritte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der 
Handels⸗Kommiſſton über Petitionen. Die Verhandlung bietet nichts Er⸗ 
hebliches. — Der vierte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Schlußbe⸗ 
rathung über den Antrag des Abg. Dr. Paur, betreffend das Geſetz über 
den Schutz wahrheitsgetreuer Berichte durch die Preſſe über die parlamen⸗ 


tariſchen Verhandlungen des Reichstages des norddeutſchen Bundes. — 


Die Referenten Leſſe und Steltzer ſchlagen die Annahme folgenden Ge⸗ 
ſetzes vor: . 


offen, 


er des Landtages wie folgt: 8. 1. Berichte von ben 


tungen des norddeutſchen Bundes durch die Preſſe, inſofern fie wahrheits 
getreu erſtatt t werden, bleiben von jeder Verantwortlichkeit frei.” — Wäh⸗ 
rend der Betathung über dies Geſetz ift am Miniſtertiſch weder ein Miniſter, 
noch ein Regierungs-Kommiſſar anweſend. 

Ref. Leſſe: Der Ihnen vorgelegte Entwurf ſchließt ſich lediglich 
dem 8. 38 des Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851 an. Es könnte nun wohl 
die Frage aufgeworfen werden, ob nach der verſchiedenartigen Auslegung, 
die der §. 38 des Preßgeſetzes von unſeren Gerichten erfahren hat, eine be⸗ 
ſtimmte Deklaration des vorligenden Geſetzes wünſchenswerth iſt, um daſſelbe 
gegen ſolche Interpretationen zu ſchützen. Dieſe Frage muß ich aber mit 
Nein beantworten; denn erſtlich iſt der $. 38 ganz klar, und dann halte 
ich es nicht für opportun, hier auf Kontroverſen einzugehen, die das Zu⸗ 
ſtandekommen des Geſetzes gefährden könnten. Ich bitte Sie deshalb um 
Annahme des Geſetzentwurfs. — Abg. Richter (Berlin) zur Geſchäftsord⸗ 
nung: Ich halte es nicht für angemeſſen, über den vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurf zu berathen und zu beſchließen, ohne daß die Staats⸗Regierung ver⸗ 
treten iſt, da es doch von großem Intereſſe iſt, zu wiſſen, wie die Königl. 
Staatsregierung ſich dazu verhält; ich ſtelle deshalb den Antrag, die Be⸗ 
rathung 0 lange auszuſetzen, bis die Staatsregierung vertreten iſt. — Abg. 
v. Binde (Hagen) zur Geſchäftsordnung: Ich muß dem Antrag des Hrn. 
Vorredner widerſprechen; ich glaube, daß wir hier den Grnndſatz für richtig 
annehmen konnen: Qui tacuit, quum lopui gotuit et debuit, consen- 
tire videtur. Ich kann auch nicht einſehen, daß die Staatsregierung ir⸗ 

end einen Grund zu widerſprechen hat. — Abg. Virchow zur Geſchäfts⸗ 

S Auch ich bin gegen die Vertagung; wenn die Regierung irgend 
einen Werth darauf legte, daß der Entwurf abgelehnt werde, würde ſie ſich 
wohl vertreten laſſen; j> aber können wir wohl annehmen, daß fie damit 
einverſtanden ift. — Abg. Richter zieht feinen Antrag zurück. — Abg. 
Jung: Auch ich bin der Anſicht, daß es nicht opportun iſt, ein Amende⸗ 
ment zu dem Antrage zu ſtellen; aber ich halte es doch für angemeſſen, die 
Art, mit der die Immunität dieſes Hauſes angegriffen wird, einmal zu be- 
leuchten, um dem norddeutſchen Parlament den Fingerzeig zu geben, daß 
es ſich bei Regelung dieſer Verhältniſſe wohl vorſehen möge. — Es iſt be⸗ 
kannt, daß das Wort „wahrheitsgetren“ im 8. 38 des Preßgeſetzes vom 
Obertribunal und von anderen Gerichten ſo interpretirt worden iſt, als ob 
noch das Wort, vollſtändig“ dabei ſtände. — Dies iſt eine vollſtändig willkür⸗ 
liche und unrichtige Interpretation. Aber es ſind nicht blos Fälle vorge⸗ 
kommen, daß die wahrheitsgetreuen Berichte über einzelne Epiſoden für 
ſtrafbar erklärt worden, ſondern daß es ſelbſt für unzuläſſig bezeichnet wor⸗ 
den iſt, wenn eine Einleitung oder ein Epilog zugefügt worden ſind, die 
nicht das geringſte Strafbare enthielten; der Richter nahm an, daß hier⸗ 
durch ſchon die Straf⸗Freiheit der Berichte aufgehoben würde. Eine ſolche 
juriſtiſche Anſicht iſt mir unfaßbar. Allerdings habe ich mich ſchon daran 
gewöhnt, mich mit dem Fatalismus eines Muſelmannes ſolchen Ausſprüchen 
zu beugen; allein wenn es ſich de lege ferenda handelt, iſt es doch nicht 
wünſchenswerth, daß die Abſicht des Geſetzgebers klar hervortritt. — Die 
Verbreitung der Berichte iſt die Hauptſache; nach dem bis jetzt augenomme⸗ 
nen Prinzip des Ober Tribnals bleibt aber vor der Juterpretation des 
Richters nichts ſicher, als der vollſtändige ſtenographiſche Bericht; hierdurch 
wird aber die Berichterſtattung erſchwert, ja faſt unmöglich gemacht. Das 
iſt aber entſchieden gegen die Abſicht des Geſetzgebers; ich verzichte, ein be⸗ 
ſonderes Amendement einzubringen, habe die Sache aber hier angeregt, um 
die Aufmerkſamkeit des norddeutſchen Parlaments dvrauf zu lenken, damit 
dieſes vorſehe, was Noth thut, um der Liebhaberei der Juſtizverwaltung. die 
Immunität der Volksvertretung zu betrachten wie ein ſchutzzöllneriſcher Staat 
einen Freihafen, den er mit Douaniers umgiebt, entgegen zu arbeiten. — 
Die Debatte wird darauf geſchloſſen, und der Geſetz- Entwurf unter der Ueber⸗ 
ſchriſt: „Geſetz, betreffend den Schutz wahrheitsgetreuer Berichte durch die 
Preſſe über die Verhandlungen des Reichstages des norddeutſchen Bundes“ 
mit allen gegen drei Stimmen der Konfervativen angenommen. £ 

Der fünfte Gegenſtand der Tagesordnung ift der mündliche Bericht 
der 13. Kommiſſion über eine Petition aus Frankfurt a. M., die Kriegs 
laſten betreffend. Der Antrag der Kommiſſion lautet: „In der Ueberzeu⸗ 
gung, daß begründete Anträge der Frankfurter ſtädtiſchen Behörden eine 


** 


r Wilhelm von Gottes Gnaden ze. verordnen mit Zuſtimmung 


Abendblatt. Mittwoch, 


billige Berückſichtigung bei der Königlichen Staatsregierung finden werden; 
dagegen in Erwägung, daß der Bittſteller nicht legitimirt iſt, im Namen 
der Stadt Frankfurt zu ſprechen, geht das Haus der Abgeordneten zur Ta⸗ 
gesordnung über.“ — Ref. Dr. Lüning: Von einem Frankfurter Bürger 
iſt eine Petition an das Haus gelangt, worin dieſer das Haus um Verwen⸗ 
dung bei der Staatsregierung bittet, daß die Kontributionen und Kriegs⸗ 
koſten im Betrage von 10 Millionen Gulden an die Stadt Frankfurt zurück⸗ 
Pear würden. Petent erinnert dabei an die Worte, welche der Miiſter⸗ 

räſident in dieſem Hauſe ausgeſprochen, daß von preußiſchen Unterthanen 
keine Kontributionen erhoben werden würden und bezieht dieſes Wort nicht 
nur auf neue, ſondern auch auf die damals bereits gezahlten Kriegskontrivutionen. 
Da eine Rückzahlung jedoch bis jetzt noch nicht erfolgt iſt, wendet er ſich 
an das Abgeordnetenhaus mit der Bitte, die Rückzahlung zu befürworten. 
— Die Kommiſſion konnte ſich nicht verhehlen, daß gegen dieſe Petition 
allerlei erst Bedenken vorliegen; die Majorität konnte ſich deshalb je- 
doch nicht entſchließen, die einfache Tagesordnung anzunehmen. Der Autrag 
des Petenten iſt allerdings mit Bezug auf die Höhe der Kriegskoſten nicht 
gehörig präziſirt und außerdem hat der Petent als Fraukfurter Bürger nicht 
die Legitimation, im Namen der Stadt zu ſprechen. Indeſſen glaubte die 
Kommiſſion, auf die Petition ſchon deshalb etwas näher eingehen zu müſſen, 
um nicht gleich die erſte Petition aus den neu erworbenen Landestheilen 
ſchroff zurückzuweiſen und der Regierung Gelegenheit zu geben, ſich darüber 
auszuſprechen. — Das Wort des Miniſter⸗Präſidenten, daß von preußiſchen 
Unterthanen keine Kontributionen eingezogen werden würden, haben die 
Frankfurter auch auf dieſe Summe bezieben zu müſſen geglaubt, und ich 
muß gejteben, daß dieſe Worte auf mich denſelben Eindruck gemacht haben 
und daß es mich ſehr unangenehm überraſcht hat, als der Regierungs⸗Kom⸗ 
miſſar in der Kommiſſion erklärte, daß an eine Rückerſtattung dieſer Summe 
nicht zu denken ſei, ſondern daß ſich dieſe Worte nur auf die neue Kontri⸗ 
bution von 25 Millionen Gulden bezogen haben. Ich habe allerdings nie⸗ 
mals an den Ernſt dieſer Fo derung geglaubt, weil dieſelbe nicht eingetrie⸗ 
ben werden konnte, ohne dic Stadt Frankfurt vollſtändig zu ruiniren (Wi⸗ 
derſpruch rechts) und ich glauben konnte, daß die Regierung dieſe 
Abſicht habe. In der Geſch Anden wir ein Gegenftüc zu einer ſolchen 
erderungen, die von den Generalen Davouſt 
n Städte geſtellt worden find. (Unruhe 


Forderung höchſtens in d 
und Vandamme an die p 
rechts.) Ja, meine Herren 
nirgends vorgekommen. 
würden gewiß heller glänze 
würde, (Unruhe und Wide 
wurde alſo nicht nur geſtel 
Gerücht geht, auch durch 1 
eingeleitet. Dieſe Gerücht 
den, aber, wie aus den 9 


Ruhmesblätter der preußiſchen Geſchichte 
n dies eine ſchwarze Blatt herausgeriſſen 
ch rechts.) Die obengenannte Forderung 
dern die Eintreibung derſelben, wie das 
gen mit Aushungern, Bombardiren ꝛc. 
lerdings nachher offiziös dementirt wor⸗ 
t, aus der Preſſe und mündlichen Berichten 
hervorgeht, doch nicht ganz ohne Grund geweſen. Die Erhebung ſolcher 
Kontributionen widerſpricht aber entſchieden dem humanen Geiſte der mo⸗ 
dernen Zeit und darf in der & riegführung der modernen Zeit nicht mehr 
vorkommen. (Unruhe recht Sie ſind anderer Meinung, meine Herren 
(nach rechts gewandt), ich u aber nur konſtatiren, daß das preußiſche 
a es mit Befriedigung geſehen hat, daß von ſolchen Kontributionen in 
annover, Kurheſſen und Naſſau nicht die Rede war und daß es große 
Verſtimmung hervorrief, als man in 8 zurückfiel in die Rauheit 
früherer Zeiten. (Unruhe rechts.) Der Herzog von Naſſau hat feine Trup⸗ 
den gegen Preuß der König von Hannover hat durch ſeinen 


utlich. chrecklichen Blut- 
vergießen bei Langenſalza; trotzden nd keine Komtri 2 
Ländern erhoben worden; es iſt aber kein Grund vorh 


8 anden, weshalb man 
gerade in der Stadt Frankfurt von der humanen Praxis abging. — Man 
hat die ungewöhnliche Behandlung Frankfurts nun durch die preußenfeind⸗ 
liche Geſinnung der Frankfurter überhaupt motivirt. Ich glaube, daß die 
preußenſeindliche Geſtünung des hannoverſchen Adels wohl ebenjo erwieſen 
iſt, und doch legt man dieſem keine Kontributionen auf. In Frankfurt 
berrſcht Preßfreiheit, freies Verſammlungs⸗ und Vereinsrecht, daher kam es 
denn, daß dort immer ganz verſchiedenartige Verſammlungen tagten und 
daß die verſchiedenartigſten Anſichten in der Preſſe frei ausgeſprochen wur⸗ 
den; auch die liberale Partei in Preußen iſt von dort ſehr hact angegriffen 
worden. Aber es herrſcht Preßfreiheit; daß ein Staat, wie Preußen, in 
dem geſetzlich ſelbſt Preßfreiheit fein ſoll, dies aber als Grund für die Be⸗ 
laſtung des ganzen Staates anſehen ſoll, dürfte doch wohl ſehr unſtatthaft 
fein. — So viel ſteht feſt, es iſt in Frankfurt Vieles geſchehen, was beſſer 
nicht hätte geſchehen ſollen und ich ſollte meinen, daß es die Aufgabe der 
Staatsregierung fein ſollte, dieſe trüben Erinnerungen möͤglichſt zu ver⸗ 
wiſchen und dazu beizutragen, die ungewöhnliche Laſt von den Schultern 
der Stadt zu nehmen. » g 

Abg. Heiſe tadelt, daß bei ſolchen Auseinanderſetzungen nur münd⸗ 
licher Bericht erſtattet worden ſei; er beantragt, daß dieſer Gegenſtand von 
der Tagesordnung abgeſetzt und an die Kommiſſion zur schriftlichen Bericht⸗ 
erſtattung zurückgewieſen werde. Nach einer Debatte, an welcher ſich Abg. 
v Carlowitz, Graf Schwerin, welcher fonftatirt, daß die Motive der Kom- 
miſſion nicht die Motive ſind, welche Abg. Lüning der Kommiſſion unter⸗ 
geſchoben habe, und ſich dagegen verwahrt, betheiligen, zieht Abg. Heiſe 
ſeinen Antrag zurück. ; : - . 

Präſident v. Forckenbeck theilt mit, daß zwei neue Anträge einge- 
en find: 1) vom Abg. Brauchitſch (Genthin) ein Antrag auf einfache 
Tagesordnung; 2) vom Abg. v. Hoverbeck der Antrag auf motivirte Tages⸗ 
ordnung in der Erwartung, daß die Staatsregierung die fraglichen 6 Mil⸗ 
lionen der Stadt Frankfurt zurückerſtatten werde. — Beide Anträge werden 
hinreichend unterſtüͤtzt, der erſte von der rechten, der andere von der linken 
Seite des Hauſes. j 

Abg. Claſſen⸗Kappelmann. (Während der Redner die Tribüne 
beſteigt, giebt die Rechte Zeichen der Unruhe. Der Präſident ſchützt unter 
dem Beifall der Linken den Redner vor einer Kritik, die geäußert wird, 
bevor er noch geſprochen hat). Redner ſpricht für den Antrag Hoverbeck's 
und giebt eine Darftellung der Okkupation Frankfurts, der von der Stadt 
geleiſteten und geforderten Kontribution und Naturalleiſtungen. Seit dem 
16. Juli ſtand Frankfurt unter preußiſcher Herrſchaſt, und das Datum der 
Kontributions⸗Forderungen iſt nur durch wenige Tage von jenem Termin 
getrennt. Obwohl die zweite Forderung erlaſſen iſt, 5 hat Fraukfurt den⸗ 
noch ohne am Kriege theilgenommen zu haben, mit Einſchluß der Natural⸗ 
leiſtungen etwa 8 Mill. G. zahlen müffen, alſo eben jo viel wie Württem⸗ 
berg und um 2 Mill. G. mehr als Baden, die ſich doch mit Preußen im 
Kriege befanden. Der Abg. Harkort habe dies als einen Roſtflecken auf 
dem preußiſchen Namen bezeichnet. Die Parallele mit der franzöſiſchen 
Okkupation Frankfurts unter Cüſtine im Jahre 1792 ſei beſchämend für 
uns. Die Stadt habe ihre halbtauſendjährige Selbſtſtändigleit verloren, 
ein Verluſt, den Herr v. Patow bei feiner Einführung als Civil-Gouver⸗ 
neur als jeder Schätzung ſich entziehend bezeichnet habe. Das Urtheil der 
Nachwelt würde lauten, daß eine deutſche Großmacht eine alte freie Reichs ⸗ 
ſtadt niedergeworfen. Wenn ſeine Bürger jetzt 400,000 G. Zinſen für eine 
Schuld, die nicht zum Vortheil, ſondern zum Nachtheil der Stadt verwendet 
ſei, durch Steuern aufbringen müſſe,ſo höre fie auf leiſtungsfähig zu fein. 
Jeder Krieg habe unabſchätzbare Verluſte in ſeinem Gefolge, die größten 
habe Frankfurt erliſſen durch das gänzliche Verſiegen aller ſeiner Nahrungs⸗ 
quellen, und wir Fiüßten wünſchen, daß es ſich in dem neuen Zuſtande 
ee Blüthe entwickele und entwickeln könne. (Beifall links. Ziſchen 
rechts. f 

Regier. Kommiſſar Geh. Ober⸗Finanzrath Wolluy: Ich kann dem 
„Herrn Vorxedner nicht auf die Erörterung thatſächlicher Verhältniſſe folgen, 
da ich auf dieſelbe um ſo weniger vorbereitet bin, als weder die Petition, 
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liche Forderungen ſind in der Zwiſchenzeit 


angenommen. 
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noch die vorliegenden Anträge dazu Anlaß geben; nur den Verſuch muß 
ich abwehren, einen Flecken dem Namen der preußiſchen Generale anzuhef. 
ten und einen Schatten zu werfen auf den Ehrenſchild der preußiſchen 
Armee. (Bravo rechts). Der Petent hat ſich auf die Worte des Herrn 
v. Bismarck geſtützt, daß von preußiſchen Unterthanen keine Kontributionen 
erhoben würden. Dieſelben beziehen ſich auf Frankfurt jedoch nur, als es 
noch nicht einverleibt war. In der Kommiſſion berrſchte allſeitig der Wunſch, 2 
die thatſächlichen Verhältniſſe auch hier im Haufe nicht zu erörtern. (Hort! 
rechts). Die Kommiſſion hätte, da der Petent für feine Perſon nicht hin⸗ 
reichend legitimirt ſei, einfache Tagesordnung empfohlen, wenn man nicht 
der erſten Petition aus Frankfurt beſonders wohlwollende Berückſich⸗ 
tigung bätte widerfahren laſſen. Außerdem aber muß ich den vom Herrn 
Berichterſtatter vorgeworfenen Grund, daß der Inſtanzenzug nicht inne⸗ 
gehalten iſt, aufrecht erhalten. Der höchſtkommandirende General hat dieſe 
Kontribution auferlegt; dagegen wird aber nicht Beſchwerde geführt, ſondern 
darüber, daß die Rückzahlung nicht erfolgt iſt. Daß von dem dazu legiti⸗ 
mirten Organ Frankfurts eine Petition an den Grafen Bismarck gelangt 
iſt, davon weiß ich nichts. Iſt dies der Fall, ſo müſſen wir erſt den Be⸗ 
ſcheid abwarten. Ich habe zu erklaren, daß ſich die Regierung mit dem 
erſten Grund des Kommiffionsantrages nicht einverſtanden erklären kann, 
weil er an Frankfurt die Aufforderung zu petitioniren richtet und kaum 
anders verſtanden werden kann, als daß, wenn ein Antrag wie der vor⸗ 
liegende geſtellt werden würde, er als begründet würde abgefaßt werden. 
Die Regierung iſt nicht dieſer Anſicht und kann ebenſowenig die Anregung 
dazu empfehlen. (Bravo rechts) Die 5,709,000 Gulden wurden ausge 
ſchrieben und eingezogen, als Frankfurt noch nicht preußiſch war; ſie haben 
ihre vollſtändige Verwendung erhalten mit nachträglicher Sanktion durch 
das Geſetz vom 28. September 1866. Eine Rückzählung oder Verwendung 
für Frankfurt kann nicht in Ausſicht genommen werden. (Bravo rechts.) 
Die Stadt wird ſich, wie jede preußiſche Stadt der wohlwollenden Fürſorge 
der Regierung erfreuen; es können aber nicht auf Antrag irgend einer 
Stadt veftimmte Summen zu ihrem beſonderen Vortheil verwendet werden. 
(Bravo rechts.) 3 3 
Abg. Dr. Virchow: Die Aufmunterung Seitens der Kommiffton 
hat ſchon am 24. v. M. die Einreichung einer Petition Seitens des geſetz⸗ 
gebenden Körpers zur Folge gehabt, welche von preußiſchen Blättern bissi 
jetzt wohl aus höheren Gründen verſchwiegen worden iſt. In derſelben 
werden die 6 Millionen als reine Stantsſchuld Frankfurts bezeichnet. Nach 
der großen Heiterkeit auf jener Seite (rechts) bei dieſer Verhandlung zu 
ſchließen, ſcheinen Sie die Sache ſehr leicht zu nehmen; aber ich habe doch 
geſehen, wie zeitweiſe ſelbſt Mitglieder, die ſonſt durch fortwährende Heiter⸗ 
keit glänzen, ſehr ernſthaft wurden; die Thatſachen ſchienen ſchwer auf ibr 
Gewiſſen zu fallen. (Heiterkeit rechts.) Ich behaupte, daß lein einziger 
von Ihnen, wenn er ſich zu Hauſe binfetst und die Tharſachen überlegt, 
heiter ſein wird! Ich habe mich gefragt, wie ſo viele an ſich doch ernſthafte 
Männer hier fo heiter fein können; dis macht die Geſellſchaft, allein für 
ſich würde es keiner thun! (Bravo links. Großer Lärm rechts.) — Prä⸗ 
ſident v. Forcken beck bittet den Redner, ihm darüber das Urtheil zu 
laſſen, bemerkt jedoch nach rechts, daß Redner nur behauptet hat, die Herren 
wären nicht heiter geweſen. — Ein Antrag auf Schluß wird abgelehnt. — 
Abg. v. Hoverbeck findet den Kommiſſionsantrag zu elaſtiſch; es könnten 
für denſelben Männer ſtimmen wie Virchow und Lüning, andererſens von 
Brauchitſch und Graf Schwerin. Redner empfiehlt feinen Antrag kurz 
den klareren. — Abg. Haym: Es giebt Momente, wo die Stein 
würden, wenn die Menſchen ſchwiegen. In der Sache härten politiſche 
"wägungen das Votum leiten ſollen. Redner weiß nicht, ob der A 
Claſſen-Kappelmann ein Mandat für Frankfurt wünſche; jetzt fer er Abge⸗ 
ordueter für Köln; er hätte den neuen Mitbürgern lieber den unendliche 
Segen zeigen ſollen, den das preußiſche Staatsbürgerthum mit ſich bringt. 
Redner erkennt mauche Beſchwerden Frankfurts als gegründeter an, will fie 
aber nicht hier erörtern und deswegen für den Kom miſſious⸗Antrag ſtim⸗ 
men. (Bravo rechts.) — Der Antrag auf Schluß der Diskuſſion wird 
Es folgen perſönliche Bemerkungen. Abg. Claſſen⸗Kappel⸗ 
mann weiſt die Zumuthung zurück, daß er auf ein Mandat für Frankfurt 
reflektire; feine Ausführungen ſeien nur vom Rechtsgefühl und Patriotis⸗ 
mus eingegeben geweſen. Graf v. d. Schulenburg glaubt gegen alle 
Verdächtigungen der Armee perſönlich proteſtiren zu dürfen, da er die Ehre 
gehabt habe, als Mitglied der Main⸗Armee die Cimpagne mitzumachen. 
Der Abgeordnete für Koln dürfe nicht ſolche Bemerkungen machen, da er 
vom Kriege nicht berührt ſei, obwobl er das unverdiente Glück habe, preu⸗ 
giſcher Unterthan zu fein, — Präſident v. Forckenbeck weiſt die letzten 
Worte als ungehörig zurück. — Referent Lüning beruft ſich auf das 
Zeuguiß der Abgg. Virchow und v. Brauchitſch, daß er die Anſichten der 
Minorität und Maſorität vorgetragen habe; er habe ſich überhaupt großer 
Zurückhaltung befleißigt. — Abg. v. Brauchitſch kann das vom Neferen⸗ 
ten provocirte Zeugniß nicht abgeben. — Frhr. v. Hoverbeck ziebt nach 
den Ecklärungen des Referenten über die Aufichten und Abſichten der Kom⸗ 
miſſion ſeinen Antrag zurück. — Graf Schwerin verwabrt ſich dagegen, 
daß Referent die Anſichten und Abſichten der Kommiſſion vorgetragen babe. 
— Referent Lüning bleibt gegenüber den Abgg v. Brauchitſch und Graf 
Schwerin dabei, durchaus getreu auf Grund der Kommiſſtonsverhandlungen 
referirt zu haben. — Bei der Abſtimmung wird der Antrag v. Brauchitſch 
abgelehnt, der der Kommiſſton angenommen; dagegen die konſervalive 
Fraktion und die beiden Fehr. v. Binde. Schluß der Sitzung 4 Uhr. 
Nächſte Sitzung: Freitag. Tages⸗Ordnung: Petitionen. 


Ausland. 


Wien, 20. Januar. Der öſterreichſſche Militärkalender 
von Dr. Hirtenfeld bringt eine Zuſammenſtellung der öfterreicht- 
ſchen Verluſte an Mannſchaft in jedem einzelnen Gefechte des 
Krieges von 1866. Im Ganzen bat das öſterreichiſche Heer nicht 
weniger als 71,267 Mann vom Feldwebel und Wachtmeſſter ab⸗ 
wärts eingebüßt, wovon 9671 Mann todt, 24,096 verwundet 
und 37,500 vermißt. Von dleſem Geſammtverluſte entfielen auf 
das Nordherr 62,797 Mann (8484 Todte, 19,896 Verwundete 
und 34,417 Vermißte), auf das Südheer ſammt der Flotte 8470 
(1187 Todte, 4200 Verwundete und 3083 Vermißte.) Das 
allererſte Gefecht im Kriege war eine Patroulllirung bei Kratzau 
in der Nacht vom 22. Junt, in welcher ein Huſar verwundet wurde. 
Im Gefecht bei Langenbruck am 24. Juni war der Verluſt: 1 Todter, 
11 Verw. und 7 Vermißte, in der Schlacht bei Cuſtozza am ſelben Tage 
1045 Todte, 3681 Verwundete und 2663 Vermißte (zuſammen 
7389). In den anderen größeren Gefechten und Schlachten waren 
öſterreichiſcheiſeits folgende Verluſte zu beklagen. Bei Hühner 
waſſer, 26. Juni, 148 todt, 170 verwundet, 460 vermißt, zu⸗ 
ſammen 778; bet Podol, 26. und 27. Juni, 23 todt, 182 ver⸗ 
wundtt, 50 vermißt, zuſammen 255; bel Nachod, 27. Junl, 14 
todt, 91 verwundet, 248 vermißt, zuſammen 383; bei Viſehrad, 
27. Juni, 27 tobt, 55 verwundet, 31 vermißt, zuſammen 113; bei 
Trautenau, 27. Jun, 681 todt, 1703 verwundet, 1205 vermißt, 
zuſammen 3590; bei Ren-Nognip, 28. Juni, 70 todt, 460 ver⸗ 
wundet, 365 vermißt, zuſammen 895; bel Münchengräg, 28. Jun,. 
20 todt, 104 verwundet, 290 vermißt, zuſammen 423; bei Sta 
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Tip, den 28. Juni, 2455 todt, 3360 verwundet, 5830 ver⸗ 
mißt, zuſammen 11,646; bei Königinhof, 29. Junt, 48 tobt, 128 
verwundet, 421 vermißt, zuſammen 597; bei Jicin, 29. Juni, 
383 todt, 529 verwundet, 1681 vermißt, zuſammen 2593; bei 
Schweinſchädel, 29. Juni, 123 todt, 257 verwundet, 664 ver⸗ 
mißt, zuſammen 1034; bei Königgrätz, 3. Juli, 4220 tobt, 
12,015 verwundet, 21,684 vermißt, zuſammen 37,919; bel To- 
bitſchau und Dub, 15. Jun, 104 todt, 429 verwundet, 853 
vermißt, zuſammen 1708; bei Liſſa, 20. Juli 25 todt, 120 ver- 
wundet, zuſammen 145; bei Bececca, 21. Jull 21 todt, 115 ver- 
wundet, 47 vermißt, zuſammen 183; bei Blumenau, 22. Juli 
58 todt, 244 verwundet, 184 vermißt, zuſammen 486; bei Le- 
vico, 23. Juli. 6 todt, 8 verwundet, 122 vermißt, zuſammen 
146; bei Verſa, 26. Juli 28 todt, 55 verwundet, 77 vermißt, 
zuſammen 160. 
8 Paris, 20. Januar. Im Vordergrunde des politiſchen 
Intereſſes ſteht natürlich auch heute noch „die Krönung des Ge— 
bäudee“ durch Napoleon. Brlefliche Mittheilungen aus Paris und 
dle von dort eintreffenden Journale ergänzen bie geftrigen Tele⸗ 
gramme. Der Brief des Kaſſers an Rouher iſt ziemlich vollſtändig 
in der Depeſche mitgetheilt worden, doch das Dekret, welches das 
Snterpelationgrecht an die Stelle der Adreßdebatte jept, laſſen wir 
der größeren Deutlichkeit wegen hier im Wortlaute folgen: 

„.. .. Um den Diekuſſionen der großen Staatekörper über 
die innere und auswärtige Politik der Regierung mehr Nutzen und 
Genauigkeit zu geben, haben Wir beſchloſſen und beſchließen Wir, 
was folgt: Art. 1. Die Mitglieder des Senats und des geſetz⸗ 
gebenden Körpers können Juterpellationen an die Reglerung rich 
ten. Art. 2. Jedes Interpellations-Verlangen muß von wenig- 
ſtens 5 Mitgliedern niedergeſchrieben oder unterzeichnet fein. Dieſes 
Verlangen erklärt in ſummariſcher Weiſe den Gegenſtand der In- 
terpellation; es wird dem Präfidenten übergeben, der es dem Staats 


miniſter mittheilt und der Prüfung der Büreaus überweiſt. Art. 3. 


Wenn zwei Büreaus des Senate oder vier Büreaus des gejepge- 
benden Körpers die Anſicht kundgeben, daß die Interpellatlonen 
ſtattfinden können, jo ſetzt die Kammer den Tag für die Diskuſſion 
feſt. Art. 4. Nach Schluß der Diskuſſton ſpricht die Kammer 
entweder die einfache Tagesordnung oder die Ueberweiſung an dle 
Regierung aus. Art. 5. Die einfache Tagesordnung bat immer 
die Priorität. Art. 6. Die Ueberweiſung an die Regierung kann 
nur in folgenden Ausdrücken vor fi geben: „Der Senat (geſetz⸗ 
gebender Körper) lenkt die Aufmerkſamkeit der Reglerung auf den 
Gegenſtand der Interpellatlonen.“ In dieſem Falle wird ein Aus- 
zug der Verhandlungen dem Staateminiſter übermacht. Art. 7. 
Jeder der Miniſter kann auf Grund einer beſonderen Vollmacht des 
Kaiſers, in Gemeinſchaft mit dem Staatsminiſter, den Präfidenten 


Rund Mitgliedern des Staatsrathes, mit der Vertretung der Regie- 


rung vor dem Senat und dem geſetzgebenden Körper in der Dis- 
kuſſton von Geſchäften oder Geſetzvorlagen beauftragt werden. 
Art. 8. Hiermit werden die Art. 1 und 2 des Dekretes vom 
24. November 1860 abgeſchafft, die beſtimmen, daß der Senat und 
der geſetzgebende Körper alljährlich bei Eröffnung der Seſſion eine 
Adreſſe als Antwort nuf die Thronrede votiren ſollen. Art. 9. 
Der Staatsminiſter iſt mit der Vollſtreckung des gegenwärtigen 


Dierretes beauftragt. a 


Pommern. 

Stettin, 23. Januar. In der geſtrigen geheimen Sitzung 
der Stadtverordneten wurde die Generaldisfufflon in Betreff der Ober- 
bürgermeiſterwahl zu Ende geführt. In derſelben ging man 
auch näher auf die Perſonenfrage ein, indeſſen fand eine Einigung 

ber eine beſtimmte vorzugsweiſe zu berückſichtigende Perſönlichkeit 
nicht ſtatt. Die Wahl felbft wird nun in öffentlicher Sitzung am 
nächſten Dienſtag ſtattfinden und ſtehen auf der Kandidatenliſte die 
folgenden Namen: Oberbürgermeiſter Hering, Stadtbaurath Hobrecht, 
Redakteur Dr. Wolff hierſelbſt, Regierungs-Rath Sauerhering in 
Berlin, Reglerungs⸗Rath Wißmann in Erfurt, Stadtrath Scepansky 
in Königsberg und Stadtrath Zelle in Berlin. Wer von dieſen 


Kandidaten den Sieg davon tragen wird, läßt ſich beute noch gar 


nicht auch nur annähernd beſtimmen. — Die Wahl eines Bür⸗ 
germeiſters wird wahrſcheinlich in einer Extraſitzung am Freitag 
nächſter Woche erfolgen. 

— Als der Verübung des Diebſtahls bel dem Kleiderhändler 
Roſenthal dringend verdächtig ſind bis jetzt der bereits beſtrafte 
Brettſchneider Pahl, der Halbmann Brandt und die Mutter des 
letzteren, verehelichte Maurergeſelle Herpel verhaftet worden. Bei 
der in den Wohnungen dieſer Perſonen vorgenommenen Haus- 
ſuchungen iſt ein bedeutender Theil der geſtohlenen Kleider, in der 
Herpel'ſchen Wohnung außerdem auch noch eine Menge anderer 


Gegenſtände, die muthmaßlich ebenfalls von Diebſtählen herrühren, 


vorgefunden und in Beſchlag genommen worden. 

— Aus einer unverſchloſſenen Küche des Hauſes gr. Woll⸗ 
weberſtr. Nr. 45 wurden geſtern früh ein meſſingener Mörſer 
und verſchiedene einem armen Dlenſtmädchen gehörige Kleidungs⸗ 
ſtücke geſtohlen. Die Ermittelung des Diebes iſt bisher nicht ge⸗ 


lungen. 
— Vorläufiges Repertoir des Stadttheaters: Donnerſtag 
„Othello“ (Frau Niemann Seebach als Gaſt); Freitag: „Robert 
der Teufel“; Sonnabend: „Griſeldis“ (Frau Niemann - Seemann als 
Gaſt); Sonntag: „Die Zauberflöte“; Montag: „Fauſt“ von Gothe 
(Frau Niemann⸗Seebach als Gaſt). 2 
Stettin, 23. Januar. In der geſtrigen Stadtverordneten Sitzung 
erfolgte zunächſt die Verpflichtung und Einführung des zum Stadtverordne⸗ 
ten wieder gewählten Herr G. A. Töpffer durch den Herrn Oberbürger⸗ 
meiſter Hering. — Hiernächſt wurde das Reſultat der pro 1867 erfolgten 
Kommunalabgaben⸗Einſchätzung mitgetheilt. — Vom Magiſtrat lag eine 
Rückäußerung in Betreff der Uebernahme des Straßen Reinigungs- 
weſens auf die Kommune vor. Der Magiſtrat erklärt aus verſchie 
denen Gründen, daß es weder geboten noch zweckmäßig erſcheine, für die 
Hausbeſitzer eine neue Einrichtung in Betreff der ihnen obliegenden Reini⸗ 
gungspflicht eintreten zu laſſen. Die Koſten, welche den Hausbeſitzern aus 
Uebernahme der 8 Seitens der Stadt erwachſen, würden jedenfalls 
bedeutend fein; dieſelben find nach früheren kommiſſariſchen Berathungen 
auf jährlich 30,000 Thlr. verauſchlagt; bei einer Repartition dieſer Summe 
auf die eirzelnen Häuſer würde ſich pro Haus eine Ausgabe von minde⸗ 
ſtens 20 Thlr. pro anno ergeben und dieſe Summe noch eine Steigerung 
erfahren, wenn die Beſitzer von . in den Vorſtädten — bei 
denen es ſich faſt durchweg um größere Reinigungsflächen handelt — mit 
herangezogen werden. Herr Müller wünſcht, daß eine Kommiſſton zur 
Erwägung der Frage zuſammentrete, ob die Straßenreinigung nicht als 
eine allgemeine Kommunallaſt anzuſehen und die durch dieſelbe ent⸗ 
ſtehenden Koſten von der ganzen Kommune zu tragen ſeien, wobei 


Tr . 
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Herr Weyher bemerkt, daß die Reinigung noch den in anderen Städten 
vorliegenden Erfahrungen auch unbedingt billiger, als für die vorgedachte 
Summe zu beſchaffen ſei. Der Herr Oberbürgerm eiſter führt aus, 
daß die Höhe der Ausgaben früheren kommiſſariſchen Verhandlungen ent- 
nommen ſei, man für dieſelbe auch einen ungefähren Auhalt gewönne, 
wenn man z. B. die Höhe der bezüglichen Koſten in Berlin ins Ange 
faſſe und ferner 1 daß eine wöchentlich 1 Straßen⸗ 
Reinigung erforderlich ſei. Die Frage, ob die Reinigung den Hausbeſitzern 
überhaupt abzunehmen, ſei eine tief eingreifende ſinanzielle, die einer ganz 
beſonderen ſorgfältigen Erwägung bedürfe und wies Redner ſchließlich nach, 
daß das Onus der Hausbefiger ein ſchon ſeit älterer Zeit beſtehendes iſt. 
Nachdem Herr Müller ſeinen Antrag für jetzt zurückgezogen, um denſelben 
ſpäter in ſelbſtſtändiger Form beſonders einzubringen, wurde die Angelegen⸗ 
beit in Folge der magſſtratualiſchen Mittheilung als erledigt erachtet. — 
In der Angelegenheit betreffend den Neubau eines Krankenhauſes gab der 
Referent, Herr Dr. Waſſerfuhr, zunächſt eine Ueberſicht von den frühe⸗ 
ven, unſeren Leſern aus den betreffenden Sitzungsberichten bekannten Ver- 
handlungen. Der Magiſtrat hat ſich nun neuerdings daflür entſchieden: 1) daß das 
jetzige Krankenhaus, vorausgeſetzt, daß in demſelben die in baulicher Beziehung 
als dringend nothwendig erachteten Verbeſſerungen vorgenommen werden, auch 
für künftige allgemeine Zwecke ausreichend, und 2) nur für Cholera- und 
Pockenkranke die Erbauung eines Abſonderungshauſes in den Pommerensdor⸗ 
fer Anlagen zur Unterbringung vou eiwa 70 Kranken erforderlich ſei. Der 
Referent erklärte, ſich jeder Kritik dieſer Entſcheidung enthalten zu wollen; 
auf feinen Antrag wurde indeſſen beſchloſſen, eine aus den vier Abtheilungen 
zu wählende Kommiſſion von acht Mitgliedern zur Prüfung der Magiſtrats⸗ 
vorlage einzuſetzen. — Zur Einſchonung von 49 Morgen an der Falkenwalder 
Landstraße belegenem Acker, für den früher nur 22 Thaler jährliche Pacht 
gezahlt ſiud, auf deren Nutzung aber im letzten Termine ein Gebot gar nicht 
abgegeben iſt, werden die mit 174 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. veranſchlagten Koſten 
bewilligt. — Das jetzige Dach des Krankenhauſes befindet ſich in einem ſo 
deſolaten Zuſtande, daß daſſelbe keiner Reparatur mehr fähig iſt, ſondern 
ganz neu hergeſtellt werden muß, wenn nicht das ganze Gebäude in Folge der 
durch das Dach dringenden Näfle feinem totalen Ruin entgegen gehen ſoll. 
Es wird deshalb beabſichtigt, das alte Dach abzunehmen, die Dachetage um 
1 Fuß zu erhöhen, fie fo einzurichten, daß der Bodenraum zu Baracken Be⸗ 
hufs Unterbringung von Kranken benutzt werden kann und ein neues Schie⸗ 
ferdach aufzulegen. Die hierzu erforderlichen 9879 Thlr. Koſten wurden 
bewilligt. — Für verheirathete Unteroffiziere ac. der drei Batalllone des Gre⸗ 
nadier Regiments Friedrich Wilhelm IV., welche hier während der Mobil: 
machung im vorigen Jahre kantonirten, wurde der ſtädtiſche Serolszuſchuß 
im Geſammtbetrage von 68 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. bewilligt. Ein Antrag 
des Herrn Tieſſen, keinen Zuſchuß, der erſt nach dem 1. März d. J. liqui: 
dirt werde, im Intereſſe des endlichen Abſchluſſes dieſer Angelegenheit mehr 
zu bewilligen, fand keine Unterſtützung. — Die Wahlperlode der Schiedsmänner 
des Wall-, und Jakoblbezirkes läuft am 12. reſp. 16. März e. ab und wurde 
deshalb für den Wallbezirk Herr Vergolder Brockhauſen neu, für den 
Jakobibezirk Herr Kaufmann Mes ke wiedergewählt. — Mehrere Grund⸗ 
ſtücksbeſizer der Galgwieſe remonſtriren gegen den ihnen ertheilten Beſcheid, 
mit Herſtellung eines trockenen Weges von ihren Häuſern bis zur großen 
Straße daſelbſt bis zur Aufftellung eines Bebauungslanes zu warten, da fie 
meinen, auf dieſe Weiſe wohl noch Jahre lang ſich gedulden zu müſſen. Wie 
der Magiſtrat früher erklart hat, wird die Aufſtellung jenes Planes bis zum 
Monat Auguſt beendet ſein; die Verſammlung beſchließt nun, den Magiſtrat 
um die moglichſte Beſchleunigung jener Aufſtellung und gleichzeitige Berück⸗ 
W der Rothwendigkeit einer Anlegung des in Rede ſtehenden Weges zu 
erſuchen. . 

Greifswald, 21. Januar. Wiederum wird unſere Stadt 
und Univerfität einen Verluſt erleiden. Profeſſor Dr. Dieſtel 
hat einen ſehr ehrenvollen Ruf nach Jena arhalten und wird 
demſelben, wahrſcheinlich ſchon zu Oſtern, Folge leiſten. In 
ihm verliert die theologiſche Fakultät den Vertreter der altteſta⸗ 
mentlichen Wiſſenſchaft, Senat und Konzil eines ihrer thätigſten 
Mitglieder und die preußiſche Gelehrſamkeit und wiſſenſchaftliche 
Theologie elne anerkannte Größe. Jedenfalls bleibt es fraglich, 
ob wir an ſeine Stelle einen Mann erhalten werden, welcher in 
demſelben Geiſte weiter wirkt und die Studirenden in gleichem 
Maße befriedigt. . 82 

Schlawe, 20. Januar. Geftern iſt der Kämmerer hleſiger 
Stadt in Thorn ſiſtirt worden. Die bis jetzt an der Stadikaſſe 
ermittelten Defekte von ca. 1000 Thaler dürften größtentheils er- 
jegt werden, da bei R. bedeutende Geldmittel vorgefunden wurden. 
Rendant der Vorſchußkaſſe iſt derſelbe übrigens nicht. — Bei der 
ſtattgehabten Bürgermeiſterwahl iſt der Bürgermeiſter Mörner aus 
Plathe gewählt worden. 


Stadt ⸗Theater. f 

Stettin, 23. Januar. Am geſtrigen Abende hatten wir 
Gelegenheit, unſern geehrten Gaſt, Frau Niemann Seebach, 
in zwei Rollen zu ſeben, welche uns die geehrte Künſtlerin in 
ganz neuem Lichte erſcheinen ließen, als Blinde und als Dichterin. 
In der „Valérie“ des Seribe trat die Künftleria als Blinde auf 
und zeigte, bis zu welchem Grade der Beobachtung und der Dar- 
ſtellungskunſt es der geehrte Gaſt gebracht hat. Das Dionotone, 
welches die Geſichter der Blinden zeigen, das Blöde des Auges, 
die Unſicherhelt der Haltung, die Behutſamkelt der Bewegung, das 
Füblen der Züge und der Formen, alle dieſe Momente wurden 
trefflich von der Künſtlerin dargeſtellt; und mit dieſer äußern Er⸗ 
ſcheinung der Blinden verband ſich nun das weiche ſeelenvolle Ge⸗ 
müth, dieſe Zartheit der Empfindung, welche mit jedem Schmerze, 
mit jeder Freude mitklingt, welche, ſich ſelbſt vergeſſend, nur für 
Andere lebt und empfindet und die Zuhörer mit unwiderſtehlicher 
Gewalt ergreift und bewegt. Trotz des Peinlichen, was die Er- 
ſcheinung der Blinden zuerſt bietet, wurde das Publikum denn 
auch durch die Macht der Empfindung fortgerſſſen und zu wieder⸗ 
holtem Betfallsrufe begeiſtert. 

Das zweite Stück, „die Taſſe Thee“, von der Darſtellerin 
nach dem Franzöſiſchen bearbeitet, führte uns eines der gelungen- 
ſten Luſtſplele neuerer Zeit vor und lehrte uns die Künſtlerin auch 
als dramatiſche Schrlftſtellerin bewundern. Das Stück tft jo reich 
an überraſchenden Zügen und feinen Witzen, daß es dle Zuſchauer 
aller Plätze in die heiterfle Laune verjeßte und ungetheilten Beifall 
fand. Wir glauben den Wunſch zablreicher Kreiſe auszuſprechen, 
wenn wir die geehrte Theater-Dlrektion bitten, dies Stück wieder- 
bolt zu geben. Von den Kräften unſerer Bühne wirkten Fräulein 
Walden, Herr Buchholz, Schreiber und Reinhard mit 
und bewieſen, daß auch unſere Bühne recht tüchtige Kräfte auf 
dem Gebiete des feinen Luſt⸗ und Schauſpiels beſizt. Die Aus- 
ſtattung der Bühne war geſchmackvoll, zum Theil ſelbſt reich zu 
nennen. 


ä— —— öüä iuũ— 0 man. 
Neueſte Nachrichten. 
Wien, 22. Januar, Abende. Nach telegraphiſchen Berich⸗ 
ten aus Kouſtantinopel vom heutigen Tage rückt der Gouverneur 
des Libanon, Daud Paſcha, mit 3000 Mann gegen den durch Jo- 
ſeph Karam abermals infurgirten Diſtrikt Kesruan vor. 
Der Muſchir Derwiſch Paſcha It von Damaskus mit Trup- 
pen in Beyrut angelangt. 
Peſth, 22. Januar. Die Annahme des Claborats der 
Fünfzehnerkommiſſton Seiteus der 67er Kommiſſton wird ale ge- 


ſichert betrachtet. Eine hierauf bezügliche Manifeftatton der Deak⸗ 
ſchen Partei wird erwartet. " 

London, 22. Januar. Der Dampfer „Auſtralaſtan“ über⸗ 
bringt bezüglich der Anklage gegen den Präſidenten Johnſon fol- 
gende weitere Nachrichten aus Newyork vom 9. d. M.: Die An- 
klage-Reſolutlon iſt von dem Haufe der Repräſentanten angenom- 
men worden. Der Präſident wird beſchuldigt, ſein Veto und das 
ihm zuſtehende Recht der Ernennung und Begnadigung mißbraucht 
zu haben. Die Anklage lautet ferner auf gewiſſenloſe Verfügung 
über öffentliches Eigenthum und Einmiſchung in die Wahlen. — 
Beide Säuſer des Kongreſſes haben die Bill über das Stimmrecht 
der Neger trotz des Veto des Präſidenten wiederum angenommen. 

Aus Mexiko wird gemeldet, daß Juarez ſich nach Durango 
begeben babe, um daſelbſt ſeinen Aufenthalt zu nehmen. Mehrere 
Generale der republikantſchen Partei haben ih Ortega angeſchloſſen. 
Die republikaniſchen Truppen, welche Mazatlan beſetzt halten, ver- 
üben daſelbſt große Barbareien. 

London, 22. Januar, Nachmittags. Aus Newpork wird 
vom 5. d. M. gemeldet: Die geſetzgebende Gewalt des Staates 
Ohio hat das Amendement zur Verfaſſung angenommen. — Die 
zum Tode verurtheilten Fenier find zu zwanzigjährigem Gefängniß 
begnadigt worden. — Die Miſſton Campbells iſt aufgegeben wor⸗ 
den. — Ein Dekret des Katſers Maxtmilian iſt erſchienen, welches 
über die Beförderung der belgiſchen und öͤſterreichiſchen Truppen in 
ihee Helmath nähere Beſtimmungen trifft. — General Caſtelnau 
iſt erkrankt. 

Petersburg, 22. Januar, Vormittags. Das „Journal 
de St. Petersbourg“ veröffentlicht eine Cirkulardepeſche nebſt Me⸗ 
morandum, welche Fürſt Gortſchakoff in Erwiderung auf die Ver- 
öffentlichung der römiſchen Dokumente erlajjen hat. Die Depeſche 
weiſt die Behauptungen der päpſtlichen Regierung zurück und führt 
den Beweile, daß die Initiative und die Verantwortlichkeit für den 
Bruch und die Aufhebung des Konkordats ausſchließlich dem hel- 
ligen Stuhle zur Laſt fallen. 


Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung 

Wien, 23. Januar. Die amtliche Zeitung veröffentlicht 
ein Kaiſerliches Handſchreiben, durch welches der Flnanz⸗Miniſter 
Lariſch auf ſein Anſuchen, unter Verleihung des Großkreuzes des 
Leopoldordens, entlaſſen wird. Dem Unterſtaats-Sekretär Becke 
wird einſtweilen das Finanz⸗Miniſterlum übertragen. 


Wollbericht. i 
Breslau, 20. Januar. Auch in der abgelaufenen Woche war das 
Wollgeſchäft nicht ganz unbelebt, und hatten wir einen Umſatz von circa 
1800 Ctr., welche aus den verſchiedenſten bier gangbaren Gattungen be- 
ſtanden. Ein bedeutender thüringiſcher Kammgarnſpinner nahm ca. 
Ctr. fehlerf eie Ungarn in den 60er und ca. 400 Ctr. rufſiſche Rücken⸗ 
wäſche ebenfalls in den 60er Thlr. Für öſterreichiſche Rechnung wurden 
wiederum ca. 150 Ctr. Odeſſaer Fabrikwäſchen in den 80er Tölr. acgui⸗ 
rirt. Außerdem wurden, auch für rheiniſche Rechnung [hfefige und 
poſenſche Einſchuren hoch in den 70er Thlr, ſowie von Fabrikan⸗ 
ten aus Spremberg. Lüben und Sorau kleinere Pöſtchen von ruſſiſcher und 
volhyniſcher Wolle, in den Preiſen von 64 bis 67 % aus dem Markte 
genommen. Von einem hieſigen Händler wurden ca. 220 Ctr. polniſcher 
050 — 8 ur: abet und Bi agiberer 5 150 Ctr. Ungarn in 
den 40er ie Preiſe haben noch immer keine Beſſerung er und 
die zeitherige große Geneigtheit der Inhaber zum Verkauf rg fort. 
Neue Zufuhren ergänzen die abgeſetzten Quantitäten. In Zackelwollen 
wurden nur kleinere Quantäten von grauer und ſchwarzer umgeſetzt. 


ö Börſen⸗Berichte. 

Stettin, 23. Januar. Witterung: trübe. Temperatur — 3% R. 

Wind: Oſt. a 5 ſchlicß » 8 
meizen, anfangs niedriger, ießt wieder höher, Toco pr. Söpfd. 

gelber 78—88 % bez., 83.—85pfd. gelber Fulle 86, 85% 6. ee 

86 . Br. u. Gd. (85 in Regulirung bezahlt), Mai⸗Juni 86 ½, 85 ½, 

861, 2% bez., Juni⸗Juli 80 ½ % Gd. 

Roggen niedriger, ſchließt feſter, pr. 2000 Pfd. loco 55—56 % 
bez., Januar 531, % Gd., Frühjahr 54 ½, 54 „ bez. u. Gd., Mai- 
et 2,14 R 84951 . . 70 

er ſte loco pr. 70pfd. 49—511½% bez., 69— d. ſchleſ. Frühjahr 
bog . 3 pf ſch . Frühjah 

Hafer loco pr. 50pfd. 29—30½ % bez., 47 50 pfd. Frühjahr 


31½ % Br. 
bez., Kech⸗ 57-59 N bez., 
r. 


Erbſen loco Futter- 53—56 . 

Sent 5 i 5 ame 755 Br. 

übel ſtille, loco 42 r., Januar 112; 5 . 

Mai 12 h bez. * 

Spiritus matt, loco ohne Faß 16%, 4 bez., Kleinigkeiten 16%, 

bez., Januar u. Januar⸗Februar 16%, % Br, Frühjahr 16%, 4 
Br., 162, % Gd., Mai⸗Juni 17½ Br. 

Landmarkt. 

Weizen 84 —90 %, ba 5 54-60 , Gerſte 46—50 %, Erbſen 

53-59 % per 25 Schffl., Hafer 27—30 „ per 26 Schffl., Stroh pr. 

Schock 6 8 , Heu pr. Ctr. 18-224, Se. 


Stettin, den 23. Januar. 


Berlin — Pom. Chauss.- 
1 — bau-Obligat. 5 — 
Hamburg 151% G Used. - Wollin. 
„ % Mt. 151 3 Freie Oblig % 
Amsterdam 8 Tag 1431, G St. Str.-V.-A. 4 — 
8 2 Mt. — Pr. Nat.-V.-A. 4 115 B 
London 10 Tag.] 6 23%, bz Pr. See-Asgee- 
5 3 Mt. Fe Comp.-Act. 4 664 0 
Paris 10 Tg. 81.6 Pomerania 4 111 8 
re 2 Mt. 807,2 bz Union + 4| 102% B 
Bordeaux . 0 Tg. 2 St.Speich.-Act.| 5 — 
2 2 Mt. — V.-Speich.-A. 5 = 
Bremen 8 Tag. — Pomm. Prov. 
? 3 Mt. — Zuckers.-Act.. 5 650 B 
St. Petorsbg.|3 Weh 90%, G N. St. Zucker- 
Wien 8 Tag. — Sieder.-Actienſ 4 
929 22 2 Mt. — Mesch. Zucker- 
Preuss. Bank 4 Lomb. 4¹ % |Fabrik-Anth. 4 —— 
Sts.-Anl.54 57 41, 99½% G |Bredower „ 4 — 
1 5 104 0 [Walzmühl-A. 5 — 
St.-Schldsch. 314 85 G St. Portl.-Cem- 
P. Präm.-Anl.| 34, — Fabrik 4 Ri 
Pomm.Pfdbr.| 3½ 897 G Stett. Dampf 
5 9 =: Schlepp-Ges. 5 250 B 
„ Reutenb 4 — Stett. Dampf“ 
Ritt. P. P. B. A. schilfs-Verein 5 250 6 
a 500 Rti. | 4 8 N. Dampfer-C | 4 94 B 
Berl.-St. Eis. Germania ---.| 4 100 B 
Act.Lt.A.B.| 4 = Vulkan 4 70 B 
„ Prior. 4 — Stett. Dampf- 
3 „4 ½ mülllen-Ges. 4 101 G 
Starg.-P. E. A. 4½ 5 G Pommerensd. » 
„ Prior. 4 — Chem. Fabrik | 4 — 
Stett. Stdt-O. 414 98%, B [Chem. Fb.-Ant.] 4 — 


Stettin. Kraft- 
Dünger-F.-A..— 
Gemeinnützige 
Bauges,-Anth. | 5 


Stett. Börsh.- 
Obligationen | 4 
St. Schausp.- 
Obligatiouen | 5 


